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Für eilige Leser sei als Zusammenfas-

sung ein Zitat von Thomas Hobbes voran-

gestellt, des englischen Staatstheoretikers 

der frühen Neuzeit: „Da sich die Fähigkeit 

zum Erteilen eines Rats auf Erfahrung 

und lange Studien gründet und man von 

niemandem erwartet, dass er in allen Din-

gen, deren Kenntnisse zur Regierung eines 

großen Staats notwendig sind, erfahren 

ist, kann jemand nur in solchen Gebieten 

als guter Berater angesehen werden, in 

denen er nicht nur große Übung besitzt, 

sondern über die er auch reiflich nachge-

dacht und Untersuchungen angestellt hat“, 

schreibt Hobbes im Leviathan im Jahre 

1651.

Was erwartet die Politik von der Wis-

senschaft? „Die Politik zu unterstützen, 

wo Wissenschaft dem Machterhalt dient; 

der Politik Kreise nicht zu stören, wo dies 

dem Machterhalt schadet.“ Diese Antwort 

stammt von Kurt Biedenkopf, und er 

meinte es „keineswegs nur zynisch“ [1]. Er 

charakterisiert damit treffend ein Span-

nungsfeld, in dem wissenschaftliche Poli-

tikberatung stattfindet. 

Wissenschaftliche Politikberatung ist 

eine originäre Aufgabe der Ressortfor-

schung, aber natürlich nicht nur der Res-

sortforschung. In den Einrichtungen von 

Bundes- und Länderministerien forschen 

Wissenschaftler der verschiedensten 

Fachgebiete. Sie stellen den Ressorts, bei 

denen die Fach- und Dienstaufsicht liegt, 

Erkenntnisse für Fachaufgaben zur Verfü-

gung. Ressortforschung ist meist ange-

wandt und maßnahmenorientiert, also 

praxisbezogen. Ihre Ergebnisse sollen in 

der Regel in wissenschaftlich fundierte 

Entscheidungsvorlagen zur Politikbera-

tung münden. Viele Ressorteinrichtungen 

sind auch mit hoheitlichen Aufgaben be-

traut, unter anderem bei der Prüfung, Zu-

lassung, Normung und Risikobewertung. 

Diese aus der Schutzfunktion des Staates 

gegenüber dem Bürger abgeleiteten Auf-

gaben sind in Gesetzen und Verordnungen 

formuliert, etwa im Infektionsschutzge-

setz oder im Geräte- und Produktsicher-

heitsgesetz. Andere Rechtsnormen wie 

das Zeitgesetz oder das Bundesfernstra-

ßengesetz regeln die Bereitstellung tech-

nischer Infrastruktur. Auch im Vorfeld 

neuer rechtlicher Regelungen, etwa von 

Bundesgesetzen oder EU-Regelungen, 

greifen die Fachministerien jederzeit auf 

den Sachverstand ihrer Einrichtungen zu-

rück. Daher müssen die Institute auf dem 

aktuellen Stand von Wissenschaft und 

Technik sein, und ihre Aussagen müssen 

belastbar sein.

Auf Bundesebene gibt es rund 50 Res-

sortforschungseinrichtungen. Im Ge-

schäftsbereich des Bundesgesundheitsmi-

nisteriums ist das Robert Koch-Institut 

die zentrale Einrichtung der Bundesregie-

rung auf dem Gebiet der Biomedizin. 

Kernaufgaben sind Erkennung, Verhü-

tung und Bekämpfung von Krankheiten, 

insbesondere der Infektionskrankheiten. 

Keine geringere Relevanz als der Infekti-

onsschutz hat die Gesundheitsberichter-

stattung, vor allem die Analyse der Situa-

tion nicht übertragbarer Krankheiten und 

ihrer Risikofaktoren [2]. 

Bei akuten oder als akut angesehenen 

Risiken für die Gesundheit wird die Be-

deutung von wissenschaftlicher Politikbe-

ratung offenkundig, etwa bei Infektions-

geschehen wie Milzbrand, SARS oder 

Vogelgrippe. In einer solchen Situation 

erwarten Bürger, Medien und die Politik 

von den Akteuren der öffentlichen Ge-

sundheit verlässliche Auskunft. Sie erwar-

ten Empfehlungen für präventive Maß-

nahmen und Schutzmöglichkeiten sowie 

Beratung bei diesbezüglichen Fragen. Die 

hier vorgestellten Erfahrungen des Robert 

Koch-Instituts in der wissenschaftlichen 

Politikberatung sollen Anregungen für die 

Praxis und für die Diskussion über die 

Qualitätssicherung von Politikberatung 

liefern. 

Die Akademievorlesung von Reinhard Kurth ist 
Teil der von Justus Lentsch und Peter Weingart 
koordinierten Reihe „Wissenschaftliche Politik-
beratung im demokratischen Verfassungsstaat“, 
die im Wintersemester 2007/2008 in der Berlin-
Brandenburgischen Akademie der Wissen-
schaften (BBAW) stattgefunden hat. Die Vorle-
sung ist eine überarbeitete Fassung des Beitrags 
„Looking through the telescope – Quality Assu-
rance in Scientific Advice to Politics“ von Rein-
hard Kurth und Susanne Glasmacher, vorgese-
hen für die Publikation zur BBAW-Tagung „Quali-
ty Assurance in Scientific Political Consulting“ 
2006 in Berlin.

Originalien und Übersichtsarbeiten
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Gemeinschaftsaufgabe 
 Politik beratung

Der Beratungsprozess ist im Idealfall eine 

Gemeinschaftsaufgabe von Wissenschaft 

und Politik. Die Entscheidung liegt letzt-

lich bei der Politik. Johannes Rau hat es in 

einer Rede für den Wissenschaftsrat im 

Jahr 2004 so formuliert: „Der wichtigste 

Beitrag der Wissenschaft zur Vorberei-

tung politischer Entscheidungen liegt dar-

in, die Konsequenzen unterschiedlicher 

Wege deutlich zu machen, Optionen und 

Strategien darzustellen. Dann können die 

politisch Verantwortlichen aus dem Mög-

lichen das ihnen Wünschenswerte aus-

wählen und dann wissen sie auch, womit 

sie rechnen müssen und worauf sie sich 

einlassen.“ [3]

Politik, das sind zunächst einmal die 

Politiker, also die Abgeordneten der Parla-

mente von Bund, Ländern und Gemein-

den, außerdem die Spitzen der Exekutive, 

also Minister, Staatssekretäre und andere 

politische Beamte. Politik gestalten natür-

lich die Parteien auch selbst. Kurt Bieden-

kopf macht noch einen dritten großen 

Bereich aus, der nicht immer der Politik 

zugerechnet wird: die großen gesellschaft-

lichen Organisationen, die sich in den letz-

ten Jahrzehnten mit der Politik verbunden 

und vermengt haben. Er meint damit un-

ter anderem „Bündnisse“ und „Runde 

 Tische“. „Diese korporatistische Vermen-

gung von Staat und Verbänden birgt für 

beide Seiten einen verführerischen, für das 

Ganze jedoch mit schwer wiegenden 

Nachteilen verbundenen Vorteil: die Ver-

mengung und schließlich Auflösung zu-

ordnungsfähiger Verantwortung.“ [1]

Die Art der Politikberatung umfasst 

ein weites Spektrum. Es reicht vom Tele-

fonanruf beim einzelnen Wissenschaftler 

bis zur Berufung von Kommissionen, die 

öffentliche Gutachten oder Empfeh-

lungen verfassen. In Ressortforschungs-

einrichtungen ist Politikberatung häufig 

informell und nicht gremiengebunden. 

Typisch sind kurzfristige Anfragen, die 

mündlich oder – mehr oder weniger for-

malisiert – schriftlich eingehen. Sie wer-

den teilweise auch auf Arbeitsebene erle-

digt, in Absprache mit Abteilungs- oder 

Institutsleitung. 

Für eine erfolgreiche Politikberatung 

ist das Verständnis der Unterschiede zwi-

schen Wissenschaft und Politik notwen-

dig. Bernard Choi und Kollegen haben 

diese Differenzen gut herausgearbeitet 

[4]. Es beginnt bei der Sprache. Das Fach-

spezifische von Wissenschaftlern und Me-

dizinern ist für Nichtwissenschaftler 

schwer zu verstehen, Politiker dagegen 

sprechen oft vereinfachend und populis-

tisch. Auch die Zeitplanung ist unter-

schiedlich. Bei Wissenschaftlern steht die 

Ansammlung von Spezialkenntnissen 

und Expertisen über einen längeren Zeit-

raum im Vordergrund, für die Politik geht 

die Einhaltung eines – meist knappen – 

Zeitplans zuweilen vor Qualität. Die Auf-

merksamkeitsspanne bei Wissenschaft-

lern ist lang, die Erkenntnisfindung ku-

mulativ, Politiker dagegen können häufig 

einem Thema nur kurz Aufmerksamkeit 

widmen, sie brauchen schnell Informati-

onen zu einer Vielfalt wechselnder The-

men. Auch in den Zielen unterscheiden 

sich beide Seiten. Für Wissenschaftler ste-

hen „Publikationen, Patente und Profes-

suren“ im Mittelpunkt des Interesses, für 

Politiker das Krisenmanagement und die 

öffentliche Unterstützung, die man mit 

den Schlagworten „Politik, Praxis, Popu-

larität“ zusammenfassen kann [2, 4].

Vertrauen als wichtige 
 Voraus setzung 

Die Anforderungen, die notwendig sind, 

damit die Politik den Ratschlägen der 

Wissenschaftler weitgehend folgt, sind 

vielfältig. Auf Seiten der Politik und der 

Öffentlichkeit muss Vertrauen vorhanden 

sein; die Wissenschaft muss sich durch 

Kompetenz, Anerkennung und Kommu-

nikationsfähigkeit qualifizieren. Aus die-

sen Anforderungen lassen sich Kriterien 

für die Qualitätssicherung der Politikbe-

ratung ableiten. 

Vertrauen brauchen Experten und 

Einrichtungen sowohl bei den politischen 

Entscheidungsträgern als auch bei der Öf-

fentlichkeit als wichtigste Bezugsgröße 

der Politik. Davon hängt zum einen die 

ausreichende Finanzierung der Experten 

bzw. der Einrichtung ab. Zum anderen 

fördert Vertrauen die Motivation für gute 

Arbeitsergebnisse. Und bei Gesundheits-

gefährdungen, die die Einhaltung von 

Verhaltensmaßregeln erfordern, fördert 

Vertrauen die Akzeptanz der Empfeh-

lungen. Eine große Rolle spielen die bishe-

rigen Erfahrungen der Politik und der 

Öffentlichkeit, ob eine Einrichtung oder 

ein Experte bei vorangegangenen Ereig-

nissen kompetent analysiert und mit den 

abgegebenen Empfehlungen Lösungswege 

aufgezeigt hat. 

Der Aufbau von Vertrauen ist ein 

langfristiger Prozess. Eine wichtige Vor-

aussetzung ist dabei Transparenz. Wis-

senschaftler müssen wesentliche Wis-

senslücken deutlich aufzeigen, damit 

Politiker Unwägbarkeiten bewerten und 

kompetente Entscheidungen fällen kön-

nen. Aufbau und Erhalt von Vertrauen 

erfordert ständige Pflege. Ressortfor-

schungseinrichtungen mit ihrer instituti-

onalisierten engen Zusammenarbeit mit 

der Politik haben hier einen Vorteil ge-

genüber politikferneren Einrichtungen, 

weil die handelnden Akteure über länge-

re Zeiträume dieselben sind. Die konti-

nuierliche Zusammenarbeit mit einem 

Ministerium erleichtert einerseits die 

Kenntnis der ministerialen Entschei-

dungswege und den schnellen Zugang zu 

den Entscheidungsträgern. Andererseits 

ist die enge Zusammenarbeit aufgrund 

der Unterschiede zwischen Wissenschaft 

und Politik auch eine stete Herausforde-

rung. Die Nachhaltigkeit politischer Be-

ratungstätigkeit wird unvermeidbar ge-

stört durch den vergleichsweise häufigen 

Wechsel der politischen Ansprechpart-

ner auf Kabinettsebene und der Ebene 

der politischen Beamten. Nach jedem 

Personalwechsel gilt es erneut, Vertrauen 

aufzubauen.

Das Vertrauen in die Wissenschaft – 

insbesondere in die Naturwissenschaften 

– beruht darauf, dass Wissen das Ergebnis 

experimenteller oder theoretischer Unter-

suchungen ist und damit auf nachprüf-

baren und reproduzierbaren Fakten be-

ruht. Gleichzeitig ist Wissenschaft aber 

auch ein dynamischer Prozess, bei dem 

laufend neue Daten generiert werden und 

Vertrautes in einem neuen Licht erschei-

nen lassen. Die Schaffung von Konsens 

und die Formulierung allgemeingültiger 

Thesen zum Verständnis komplexer na-

turwissenschaftlicher Zusammenhänge 

erfolgt heute im Rahmen von wissen-

schaftlichen Publikationen, aber auch in 

der Diskussion auf Konferenzen, Sympo-

sien oder Expertentreffen. Entscheidend 
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ist, dass die Erfahrungen Einzelner ausge-

lotet, überprüft und in der Diskussion zu 

einem Meinungsbild zusammengefügt 

werden. Der so herbeigeführte Konsens 

hat damit die Akzeptanz der wissenschaft-

lichen Gemeinschaft, auch wenn nicht 

auszuschließen ist, dass dennoch kontro-

verse Meinungen geäußert werden, die 

dann aber als Einzelmeinung gelten [5]. 

Eigene Forschung ist notwendig

Dauerhaft wissenschaftliche Expertise auf 

international wettbewerbsfähigem Niveau 

vorzuhalten erfordert eigenständige, qua-

lifizierte und ausreichend finanzierte For-

schung. Schließlich müssen Probleme 

sehr oft zu einem Zeitpunkt bewertet wer-

den, zu dem die Erkenntnisse noch nicht 

eindeutig sind. Ressortinstitute haben ei-

ne Antennenfunktion, sie müssen früh-

zeitig erkennen, ob Risiken zunehmen, ob 

Handlungsbedarf besteht und ob die Poli-

tik informiert werden muss. Der Schutz 

der Bevölkerung vor gesundheitlichen 

Gefahren kann nicht warten, bis die Ge-

fahr wissenschaftlich eindeutig nachge-

wiesen ist. Eine Bewertung kann durch 

eigene Forschung geschehen, aber auch 

durch kontinuierliche Analyse der inter-

nationalen Fachliteratur. Bei reinen Lite-

raturanalysen sollte ein möglichst enger 

thematischer Bezug zur eigenen For-

schung bestehen. 

Die Antennenfunktion der Ressortfor-

schung soll an zwei Beispielen verdeut licht 

werden: Vogelgrippe und AIDS. Zunächst 

zur Vogelgrippe oder aviären Influenza: 

Der Erreger ist ein sogenanntes hochpa-

thogenes Influenzavirus des Subtyps 

H5N1. Es hat sich seit Ende des Jahres 

2003 in Geflügelbeständen und Wildvo-

gelpopulationen Asiens massiv ausge-

breitet und ist inzwischen bis nach Russ-

land, Europa und Afrika gelangt. Rund 

360 Menschen haben sich insbesondere in 

Südostasien nach engem Kontakt mit Ge-

flügel infiziert, mehr als die Hälfte von 

ihnen sind an der Infektion gestorben.

Weltweit weisen Virologen seit länge-

rem auf das Risiko hin, dass sich das Vo-

gelvirus weiter an den Menschen anpassen 

und eine weltweite Grippewelle auslösen 

könnte, mit Millionen Todesfällen und 

enormen Auswirkungen auf Wirtschaft 

und Gesellschaft. Das Risiko einer Pande-

mie ist derzeit höher als in den Jahr-

zehnten zuvor. Es wird maßgeblich da-

durch beeinflusst, wie weit ein Virus ver-

breitet ist, das Potenzial für eine weitere 

Anpassung an den Menschen besitzt und 

wie viele Spezies das Virus infizieren kann. 

Es kann zwar kein seriöser Wissenschaft-

ler vorhersagen, ob ein verändertes H5N1 

tatsächlich die nächste Pandemie auslösen 

wird, oder wann eine weltweite Influenza-

welle kommt. Aber bei drei Pandemien 

allein im vergangenen Jahrhundert ist un-

strittig, dass in absehbarer Zeit die nächs-

te kommt, und es gibt eine Vielzahl von 

Hinweisen, dass H5N1 auf dem Weg der 

Anpassung an den Menschen weiter ist als 

alle anderen zurzeit bekannten Vogelin-

fluenzaviren [6, 7].

Für die Bewertung der Viruseigen-

schaften und des Pandemierisikos ist es 

natürlich von Vorteil, wenn die Ressort-

forschung über exzellente Experten ver-

fügt. Virologen und Infektionsepidemio-

logen des Robert Koch-Instituts unter-

suchen seit vielen Jahren humane 

Influenzaviren und ihre Verbreitung. Das 

Friedrich-Loeffler-Institut analysiert seit 

langem die bei Vögeln und Schweinen 

auftretenden Viren. So gab es im Fried-

rich-Loeffler-Institut, lange bevor das Vo-

gelgrippevirus auf Rügen auftrat, regelmä-

ßige Untersuchungen von Wildvögeln auf 

aviäre Influenzaviren. Auch im Robert 

Koch-Institut gab es vor dem H5N1-Sie-

geszug in Asien bereits erste Überlegungen 

zur Pandemieplanung. Dadurch konnten 

frühzeitig Maßnahmen eingeleitet wer-

den, die geeignet sind, die negativen Kon-

sequenzen einer Pandemie zu begrenzen.

Zweites Beispiel AIDS: Die Immun-

schwächeerkrankung tauchte Anfang der 

1980er-Jahre auf. Es war zunächst unbe-

kannt, welcher Erreger das Krankheitsbild 

verursacht, wie die Übertragungswege 

sind und welche Schutzmöglichkeiten es 

gibt. Betroffen waren zunächst vor allem 

Homosexuelle. Was kann, was muss Wis-

senschaft in einer solchen Situation leis-

ten? Eine Empfehlung kann gravierende 

Folgen haben und in die Bürgerrechte des 

Einzelnen eingreifen [8]. Erinnern wir uns 

nur an die damalige Überlegung, HIV-In-

fizierte zu kasernieren. Die Arbeit über 

Retroviren, zuvor ein eher abseitiger Be-

reich, gewann schlagartig große Bedeu-

tung. AIDS ist eine Retrovirusinfektion. 

Im Paul-Ehrlich-Institut war die gesamte 

Ausrüstung für die Anzucht dieser Viren 

und das Wissen, welche Nachweismetho-

den man verwenden kann, vorhanden. In 

solchen Situationen hat Beratung eine an-

dere Autorität, unabhängig davon, ob man 

mit einem Politiker unter vier Augen 

spricht oder sich öffentlich äußert. Auto-

rität hat man dann auch bei verwandten 

Themen, auch wenn der Wissenschaftler 

oder seine Institutskollegen nicht ganz ex-

akt dazu forschen.

Qualifizierte Wissenschaftler

Eine Voraussetzung für gute Forschungs-

ergebnisse und damit auch für gute Poli-

tikberatung sind qualifizierte Experten. 

Dazu zählen neben international renom-

mierten Wissenschaftlern, die auf Dauer 

gebunden werden sollten, auch befristet 

beschäftigte Forscher, die projektbezogen 

arbeiten. Aktuelle externe Expertise brin-

gen neben Nachwuchsforschern und 

Gastwissenschaftlern auch die zahlreichen 

wissenschaftlichen Kommissionen ein, 

die typischerweise an Ressortforschungs-

einrichtungen wie dem Robert Koch-Ins-

titut angesiedelt sind. 

Aktive und initiative Experten sind be-

sonders auf solchen Gebieten gefragt, auf 

die die Politik nicht durch aktuelle Ge-

schehen aufmerksam wird. Das war z. B. 

bei dem Vorschlag des Robert Koch-Insti-

tuts für eine große Kinder- und Jugendge-

sundheitsstudie der Fall. Die fehlende 

Datengrundlage zur Gesundheitssituation 

von Kindern und Jugendlichen hatte zu-

vor evidenzbasierte Präventionsmaß-

nahmen behindert bzw. verhindert. Im 

Herbst 2006 konnten die ersten Ergeb-

nisse des mehrere Jahre dauernden Ge-

sundheitssurveys mit 18.000 Kindern vor-

gestellt werden. Dieses Vorhaben zeigt 

auch eindrucksvoll eine der Stärken der 

Ressortforschung, nämlich langfristige 

Themen bearbeiten zu können.

Solche Projekte sind unentbehrliche 

Grundlage für Maßnahmen, Verord-

nungen oder Gesetze. Mitte Dezember 

2007 z. B. haben sich drei Ministerien – 

Familie, Gesundheit und Forschung – für 

eine Initiative gegen Essstörungen bei 

Kindern zusammengetan. Diese Initiative 

stützte sich maßgeblich auf die sehr diffe-

renzierten Daten des Robert Koch-Insti-
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ments it is possible to derive criteria for 

quality assurance in advice to politics. The 

maintenance of scientific expertise at the 

competitive international level demands 

independent, qualified and adequately 

 financed research. Governmental institutes 

have an antenna function: they have to 

 recognize in good time whether risks are 

increasing, whether the government has to 

be informed and whether there is a need for 

action. The continuing maintenance of 

 excellence requires measures of quality 

 assurance at all levels. Evidence for the qual-

ity of advice to politics can, for example, be 

found in the good reputation of an institu-
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Zu sam men fas sung

Wissenschaftliche Politikberatung ist eine 

originäre Aufgabe der Ressortforschung. 

Der Beratungsprozess ist im Idealfall eine 

Gemeinschaftsaufgabe von Wissenschaft 

und Politik, die Entscheidung liegt letztlich 

bei der Politik. Für eine erfolgreiche Politik-

beratung ist das Verständnis der Unter-

schiede zwischen Wissenschaft und Politik 

notwendig. Aufseiten der Politik und der 

Öffentlichkeit muss Vertrauen vorhanden 

sein. Die Wissenschaft muss sich durch 

Kompetenz, Anerkennung und Kommuni-

kationsfähigkeit qualifizieren, politische 

Neutralität und persönliche Integrität 

 müssen hinzutreten. Aus diesen Anforde-

rungen lassen sich Kriterien für die Quali-

tätssicherung der Politikberatung ableiten. 

Dauerhaft wissenschaftliche Expertise auf 

international wettbewerbsfähigem Niveau 

vorzuhalten erfordert eigenständige, 

 qualifizierte und ausreichend finanzierte 

Forschung. Ressortinstitute haben eine 

Antennenfunktion, sie müssen frühzeitig 

erkennen, ob Risiken zunehmen, ob Hand-

lungsbedarf besteht und ob die Politik in-

formiert werden muss. Um die Leistungs-

fähigkeit der Ressortforschungseinrich-

tungen zu sichern, sind qualitätssichernde 

Maßnahmen auf mehreren Ebenen not-

wendig. Hinweise zur Qualität der Politik-

Quality of scientific advice to politics. Lecture at the Berlin-Brandenburg Academy of Science and 
 Humanities

Abstract

Scientific advice to politics is a primary 

 function of governmental research. The 

 advisory process is, in the ideal situation, a 

collective duty of science and politics. The 

final decision rests ultimately with politi-

cians. An understanding of the differences 

between science and politics is necessary 

for successfully providing advice to politi-

cians. The requirements necessary to allow 

politics to substantially follow the advice of 

scientists are multifarious. The first of these 

is trust from the side of politics and the pub-

lic and from the side of science  competitive 

research, respect and communication skills, 

neutrality and integrity. From these require-

beratung ergeben sich z. B. aus dem guten 

Ruf einer Einrichtung und ihrer profilierten 

Vertreter. Forschungserfolge sind ein indi-

rektes Qualitätskriterium. Der Einfluss der 

Beratungstätigkeit auf politische Entschei-

dungen ist ein direkter Beleg für Bera-

tungsqualität. Ein klassisches Beispiel für 

höchst erfolgreiche Politikberatung ist die 

Entwicklung der deutschen AIDS-Politik.

Schlüs sel wör ter

Wissenschaftliche Politikberatung · 

 Ressortforschung · Qualitätssicherung · 

Robert Koch-Institut

tion and its prominent representatives. 

 Success in research is an indirect quality 

 criterion that can be and should be meas-

ured to a certain extent. The influence of 

advisory activities on political decisions is 

direct evidence for the quality of the advice. 

A classic example of highly successful policy 

advice is the development of the German 

AIDS policy.

Keywords

scientific advice to politics · governmental 

research · quality assurance · Robert Koch 
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tuts, die auch das soziale Umfeld und die 

Lebensqualität berücksichtigen.

Qualität sichern

Dauerhaft hervorragende Leistungen der 

Ressortforschungseinrichtungen erfor-

dern Maßnahmen auf mehreren Ebenen. 

Die institutionalisierte Qualitätssicherung 

im Robert Koch-Institut erfolgt intern 

durch den Forschungsrat und extern 

durch den Wissenschaftlichen Beirat so-

wie durch den Wissenschaftsrat. Der For-

schungsrat plant und evaluiert die For-

schungsrichtungen und Schwerpunkte in 

den Organisationseinheiten und emp-

fiehlt der Institutsleitung Forschungsthe-

men und die Zuweisung von Mitteln. Mit-

glieder sind neben der Institutsleitung 

unter anderem die Abteilungsleiter, die 

Forschungsbeauftragte, die Sprecher von 

Projekt- und Nachwuchsgruppen sowie 

gewählte Vertreter der wissenschaftlichen 

Mitarbeiter und der technischen Ange-

stellten. Ein externes Beratungs- und 

letztlich Qualitätssicherungsgremium ist 

(neben dem Ministerium als Fach- und 

Dienstaufsicht) der Wissenschaftliche 

Beirat. Er nimmt regelmäßig zur fach-

lichen und wissenschaftlichen Leistung 

des Robert Koch-Instituts Stellung, berät 

bei der Entwicklung mittel- und langfris-

tiger Ziele, fördert die Zusammenarbeit 

mit Länderbehörden und anderen Ein-

richtungen des öffentlichen Gesundheits-

dienstes, mit wissenschaftlichen Institu-

tionen, Fachverbänden, Standes- und 

 Berufsorganisationen und bei der Opti-

mierung der Institutsorganisation.

Neben den regelmäßig tagenden Bera-

tungsgremien sind Evaluationen von ho-

her Bedeutung. Solche Leistungsüberprü-

fungen müssen von Zeit zu Zeit stattfin-

den, bei einzelnen Organisationseinheiten 

und bei Einrichtungen als Ganzes, Letzte-

res in der Regel durch den Wissenschafts-

rat. Das Robert Koch-Institut etwa wurde 

zuletzt 2005 und davor 1997 evaluiert. 

Beim Wissenschaftsrat stehen meist For-

schungsleistung und Stellenwert eines Ins-

tituts im internationalen Kontext auf dem 

Prüfstand sowie Ausstattung und Organi-

sation. Die Stellungnahmen werden an-

schließend veröffentlicht.

Die Vorstellung und Diskussion von 

Ergebnissen in internationalen Fachzeit-

schriften, auf Kongressen und mit den 

Kollegen gewährleistet die Solidität der 

Daten und Akzeptanz der Befunde. Durch 

die Organisation von Ringversuchen und 

die Teilnahme an externen Standardisie-

rungsmaßnahmen fördert das Robert 

Koch-Institut z. B. die Qualität in der Di-

agnostik. Wichtige Arbeitsabläufe sind in 

sogenannten Standard Operating Proce-

dures niedergelegt und garantieren ver-

lässliche Arbeitsabläufe und die Repro-

duzierbarkeit der Ergebnisse. Für die 

 Zukunft soll auch ein international aner-

kanntes Qualitätsmanagementsystem ein-

geführt und etabliert werden. Zu viele 

formale Vorgaben können allerdings auch 

Zeit und Kreativität kosten und Inflexibi-

lität fördern. Wissenschaftler sollten so 

wenig wie möglich mit administrativen 

Aufgaben belastet werden. Bürokratisie-

rungstendenzen muss man daher wider-

stehen können. 

Die Glaubwürdigkeit einer Äußerung 

zu einer wissenschaftlichen Frage ist auf 

das Engste verbunden mit dem wissen-

schaftlichen Renommee der sich äu-

ßernden Wissenschaftler und der For-

schungseinrichtung, in der sie tätig sind. 

Gefälschte Forschungsergebnisse einzel-

ner Wissenschaftler können dem Vertrau-

en in die Wissenschaft großen Schaden 

zufügen. Die Befolgung von Richtlinien 

zur „Guten Wissenschaftlichen Praxis“ 

und zum Umgang mit wissenschaftlichem 

Fehlverhalten sollten daher selbstver-

ständlich sein [9], institutsspezifische 

Richtlinien sind von Vorteil und sollten 

öffentlich zugänglich sein [10]. Wichtig ist 

es, keine falschen Anreize zu setzen. Ori-

ginalität und Qualität sollten als Bewer-

tungsmaßstab stets Vorrang vor Quantität 

haben.

Qualitätssichernde Maßnahmen sind 

in der Vergangenheit leider nicht in allen 

Ressortforschungseinrichtungen umge-

setzt worden. Aus der Wissenschaft wurde 

deshalb immer wieder Kritik an der Qua-

lität der Arbeit von Ressortforschungsein-

richtungen geäußert, an fehlender Quali-

tätssicherung und an einem schlechten 

Kosten-Leistungs-Verhältnis für die Poli-

tikberatung. Aus diesem Grund hat das 

Bundesministerium für Bildung und For-

schung (BMBF) auf der Grundlage eines 

Beschlusses des Deutschen Bundestages 

den Wissenschaftsrat im Mai 2004 gebe-

ten, die Ressortforschung des Bundes sys-

tematisch zu evaluieren. Der Auftrag an 

den Wissenschaftsrat ist dahingehend 

spezifiziert, dass eine aufgabenkritische 

Überprüfung der Ressortforschungsein-

richtungen hinsichtlich der Notwendig-

keit sowie der Qualität eigenständiger 

wissenschaftlicher Forschung im Vorder-

grund stehen soll. Ziel ist, die Ressortfor-

schungseinrichtungen des Bundes – falls 

erforderlich – zu modernisieren, Wettbe-

werbselemente in der Ressortforschung 

zu stärken, Qualität und Effizienz der For-

schung zu steigern und somit zu einer 

verbesserten Erfüllung der Ressortaufga-

ben beizutragen. Im Januar 2007 hat der 

Wissenschaftsrat erstmalig übergreifende 

„Empfehlungen zur Rolle und künftigen 

Entwicklung der Bundeseinrichtungen 

mit FuE-Aufgaben“ erarbeitet [11]. Nach 

Abschluss aller Einzelevaluationen Ende 

2009 wird der Wissenschaftsrat ergän-

zende übergreifende Empfehlungen vorle-

gen.

Unabhängig von der laufenden Evalu-

ation durch den Wissenschaftsrat hat 

nicht zuletzt die Kritik an den Ressortfor-

schungseinrichtungen des Bundes auch 

dazu geführt, dass sich diese 2005 zu einer 

Arbeitsgemeinschaft – vergleichbar den 

ehemaligen Großforschungseinrich-

tungen des Bundes, der heutigen Helm-

holtz-Gemeinschaft – zusammenge-

schlossen haben. Damit hat sich die Res-

sortforschung sichtbar positioniert und in 

einer Standortbestimmung als eigenstän-

diger und integraler Partner des deutschen 

Wissenschaftssystems mit besonderem 

wissenschaftlichem Auftrag definiert, der 

qualitätsgesicherte wissenschaftliche Ar-

beit als Grundlage seines Handelns ver-

steht [12]. 

Die Notwendigkeit zur 
 Vernetzung

Zur kompetenten Beantwortung von wis-

senschaftlichen Fragen muss es eine Ver-

netzung zwischen unterschiedlichen 

Fachdisziplinen, Einrichtungen und Ver-

waltungsebenen geben. Zum Beispiel 

brauchen bei der Vogelgrippe sowohl 

Landwirtschafts- als auch Gesundheits-

ministerium verlässliche Informationen 

und Interpretationen der jeweils anderen 

Seite, um über Vorsorgemaßnahmen und 
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Notfallpläne für Tier und Mensch ent-

scheiden zu können. Insbesondere den 

Schnittstellen kommt hier eine hohe Be-

deutung zu. Eine etablierte enge Zusam-

menarbeit zwischen den beteiligten Ein-

richtungen ist daher (wie zwischen Politik 

und Wissenschaft) von großem Vorteil. 

Man tauscht sich regelmäßig aus, man 

kennt sich. Das erleichtert die Wahrneh-

mung früher Warnsignale.

Ohne solche Netzwerke, ohne Aus-

tausch und Kooperationen wäre die Erfül-

lung der ständig steigenden Aufgaben bei 

begrenztem Etat nicht möglich. Selbstver-

ständlich sollte auch die Vernetzung mit 

denen funktionieren, für die man tätig ist, 

beim Robert Koch-Institut sind das vor 

allem das Bundesgesundheitsministeri-

um, die Gesundheitsämter und die Fach-

öffentlichkeit.

Wissenschaftler und Einrichtungen, 

die engen Kontakt mit ihrem Ressort ha-

ben und auch Amtsaufgaben auf diesem 

Gebiet erfüllen, können realistische Emp-

fehlungen abgeben, ohne wissenschaft-

liche Daten und Fakten zu verleugnen. 

Aber trotzdem sind Entscheidungen in 

Zeiten knapper Kassen umso schwieriger, 

je mehr sie kosten. Dann gilt es z. B., in 

einem Bundestagsausschuss die Volksver-

treter von der Notwendigkeit einer Ent-

scheidung zu überzeugen. In einer solchen 

Situation kann auch der gute Kontakt zur 

Leitung eines Ministeriums wichtig sein 

oder zu meinungsbildenden Ministerprä-

sidenten, wenn die Umsetzung Ländersa-

che ist, wie etwa die Bevorratung antivi-

raler Medikamente für den Fall einer In-

fluenzapandemie. Manchmal gibt es 

regelrechte Zeitfenster für Entschei-

dungen, die es zu nutzen gilt. 

Politische Neutralität

Das Wissen um politische Zusammen-

hänge, Verwaltungs- und Entscheidungs-

strukturen ist bei der Politikberatung un-

verzichtbar. Aber dort, wo Wissenschaft-

ler politisch begründete Positionen 

beziehen, die fachlich nicht untermauert 

sind, verlieren sie ihre Rolle als neutrale 

Instanz, sie laufen Gefahr, instrumentali-

siert zu werden. Wissenschaftler dürfen 

Erkenntnisse aus der Wissenschaft nicht 

subjektiv auswählen. Sendungsbewusst-

sein – nicht zu verwechseln mit Interesse 

und Leistungsbereitschaft – kann hier 

zum Problem werden. Übersteigerte Iden-

tifikation und fehlende Distanz zum eige-

nen Tun können ebenfalls dazu führen, 

Ergebnisse zu ignorieren, die nicht zur ei-

genen Erwartung passen. Eigene Grund-

werte, Überzeugungen und persönliche 

Erfahrungen lassen sich allerdings nicht 

völlig ausschalten. Und häufig ist die Ein-

schätzung einer Situation gefragt, deren 

Beurteilung auch innerhalb der Wissen-

schaft strittig ist und sich manchmal er-

heblich auf (durchaus subjektive) beruf-

liche Erfahrung stützt. Dessen sollte man 

sich bewusst sein und Objektivität und 

Sachbezogenheit zumindest nach Kräften 

anstreben und insbesondere Einschät-

zungen sorgfältig begründen. 

„Werturteile zu erkennen ist in der Po-

litikberatung sehr wichtig“, daran erinnert 

der Berliner Volkswirtschaftler Gert Wag-

ner [13]. „Fast alle großen gesellschaft-

lichen Probleme sind ohne politische Wil-

lensbildung nicht lösbar. Dazu muss die 

Wissenschaft, will sie Autorität haben, 

aber schweigen. Beispielsweise gibt es kei-

ne ‚richtige‘ Gesundheits- oder Rentenre-

form. Das wäre nur der Fall, wenn es Re-

formen gäbe, die kurz- und langfristig alle 

Menschen besserstellen, als es ohne die 

Reform der Fall wäre. In der Wirklichkeit 

geht es aber um Entscheidungen, wer 

schlechter gestellt werden soll: die heu-

tigen Rentner oder die jungen Beitrags-

zahler? Gesunde oder Kranke? Selbst die 

Geschlechterfrage spielt eine Rolle: Sollen 

Frauen, die eine längere Lebenserwartung 

als Männer haben, mehr Beiträge zahlen 

oder nicht? Das alles sind Fragen, die Wis-

senschaftler nicht beantworten können. 

Dafür sind die Parlamente da.“

Ein weiterer wichtiger Faktor ist die 

persönliche Integrität. Die Öffentlichkeit 

fragt zunehmend nach der Unabhängig-

keit der Experten – z. B. wenn ein Mit-

glied einer Expertenkommission auf 

Pressekonferenzen eines Unternehmens 

auftritt, das kommerzielle Interessen auf 

diesem Wissensgebiet hat. Solche Wis-

senschaftler gelten dann schnell als 

„Mietmäuler“ und beschädigen den Ruf 

der Wissenschaft und die Akzeptanz des 

Expertenvotums. Verwerflich ist natür-

lich auch eine bewusst falsche Interpreta-

tion, um politische Entscheidungen zu 

begründen oder Partikularinteressen der 

Politik zu bedienen. Genauso zu verurtei-

len ist die Auftragsvergabe für Gutachten, 

deren Ergebnisse von vornherein einen 

bestimmten Politikinhalt wissenschaft-

lich begründen sollen.

Wenn die Politik Ratschläge anstrebt, 

bei denen eindeutig zu erkennen ist, dass 

damit eigentlich notwendiger Handlungs-

bedarf relativiert oder unterdrückt wer-

den soll, dann muss ein Wissenschaftler 

Gegenworte parat haben. Schwierig kann 

die Zusammenarbeit zwischen Wissen-

schaft und Politik insbesondere in solchen 

Fragen sein, bei denen religiöse Gefühle, 

ethische Überzeugungen oder ideologisch 

bedingte Erwartungen eine dominierende 

Rolle spielen. Politik kann dann auch an-

fällig werden für pseudowissenschaftliche 

Aussagen ideologisch orientierter Wis-

senschaftler oder Nichtregierungsorgani-

sationen. Für Letzteres ist die Grüne Gen-

technik ein Exempel, wo in den vergan-

genen Jahren manche politische 

Entscheidung nicht mehr durch die vor-

herrschende wissenschaftliche Meinung 

getragen wurde. Fatal sind fachlich nicht 

begründete ministeriale Weisungen. Sie 

gelangen meist an die Öffentlichkeit und 

schaden beiden Seiten: dem Institut, des-

sen Expertise infrage gestellt wird, und 

dem Ministerium, das sich den Rat quasi 

zurechtbiegt. Ministeriale Weisungen ha-

ben in der wissenschaftlichen Politikbera-

tung keine Berechtigung. 

Kommunikation als Grundlage 
der Politikberatung

Politikberatung ist ohne Kommunikation 

nicht denkbar. Kommunikation muss 

zwischen Politik und Experten stattfin-

den, es ist die Grundlage des wechselsei-

tigen Beratungsprozesses. Essenziell ist 

aber auch die Kommunikation mit der 

Öffentlichkeit [14]. Aufgrund der gesetz-

lichen Vorgaben beraten Ressortfor-

schungseinrichtungen primär Politik und 

Fachöffentlichkeit und geben der Presse 

Auskunft. Unabhängig von gesetzlichen 

Vorgaben sollte es zum Selbstverständnis 

gehören, im Rahmen der Möglichkeiten 

über relevante Risiken auch die breite Öf-

fentlichkeit zu informieren, oder auf In-

formationsmöglichkeiten hinzuweisen 

[15]. Möglichst viele sollen sich ein eigenes 

Urteil bilden können, um in einer bedroh-
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lichen oder als bedrohlich empfundenen 

Situationen angemessen reagieren zu kön-

nen. Die „Beratenen“ müssen sich ernst 

genommen und umfassend informiert 

fühlen. Ernst nehmen drückt sich auch 

darin aus, dass die Informationen ver-

ständlich und Begründungen nachvoll-

ziehbar sind. Verständlichkeit und Trans-

parenz fördern auch das Vertrauen. 

Zielgruppenorientierung sollte selbst-

verständlich sein. Unterschiedliche Er-

wartungen und Vorkenntnisse des Adres-

saten müssen berücksichtigt werden, um 

Verständlichkeit zu fördern, ob bei Jour-

nalisten, Politikern, Behördenvertretern 

oder Bürgern. „Eine Wissenschaft, die 

nicht so einfach ist, dass man sie auf der 

Straße jedem erklären könnte, ist nicht 

wahr“, soll Max Planck gesagt haben. Me-

dientrainings- oder Gesprächsführungs-

kurse für Experten können hier hilfreich 

sein. 

An die Verlässlichkeit einer Informati-

on müssen bei Bundesinstituten beson-

ders hohe Anforderungen gestellt werden. 

Die Informationen sollten daher durch 

interne oder externe Expertise qualitäts-

gesichert sein, wie bereits erwähnt. Behör-

den sollten bei maßgeblichen Einschät-

zungen „mit einer Stimme sprechen“ und 

sich nicht öffentlich widersprechen, wenn 

sie nicht Akzeptanz und Vertrauen riskie-

ren wollen [16]. Auch eine wissenschaft-

liche Behörde muss mit einer Stimme 

sprechen. Äußern sich mehrere Vertreter 

einer solchen Einrichtung zum gleichen 

Thema, etwa ein Präsident, ein Presse-

sprecher und ein Abteilungsleiter, dann 

dürfen sie sich in den wesentlichen Aussa-

gen nicht widersprechen. Intern kann und 

muss kontrovers diskutiert werden.

Natürlich müssen fachliche Einschät-

zungen einen gewissen Bestand haben. 

Wenn etwa eine Gefährdung für die Be-

völkerung zu Beginn eines Geschehens 

kategorisch ausgeschlossen wird, sollte 

dies nicht innerhalb weniger Tage revi-

diert werden müssen. Leiter oder Beschäf-

tigte einer Ressortforschungseinrichtung 

müssen sehr sorgfältig abwägen, was sie 

bei oft unzureichender Erkenntnislage sa-

gen können und sollen. Sie müssen Wis-

senslücken der Wissenschaft und Inter-

pretationsspielräume thematisieren. Sich 

trotzdem klar und deutlich auszudrücken 

ist dabei nicht immer einfach, zumal ihre 

Äußerungen offiziösen Charakter haben. 

Wissenschaftler aus Akademia sind dies-

bezüglich ungebundener, deshalb manch-

mal „mutiger“ in ihren Postulaten, was 

zuweilen aber auch interessengeleitet oder 

gar unsinnig sein kann. 

Durch das medial dichte Informations-

netz werden neue Entwicklungen, Ver-

dachtsfälle oder Gerüchte inzwischen ra-

send schnell bekannt. Dann werden Infor-

mationsangebote frühzeitig nachgefragt 

und sollten schnell, möglichst unaufgefor-

dert, zur Verfügung gestellt werden, am 

sinnvollsten im Internet. Das weltweite 

Netz ermöglicht es einer Vielzahl von 

Menschen, gleichzeitig umfassende und 

über Links vernetzte Information abzuru-

fen. Aber auch die klassischen Kommuni-

kationswege (Telefonhotline, Handzettel, 

Briefe, Faxe) sollten nicht vernachlässigt 

werden. Immerhin 34,1 % der Einwohner 

in Deutschland über 14 Jahren zählen 

nach dem (N)ONLINER Atlas 2007 zu 

den sogenannten Offlinern, den Nicht-

nutzern des Internets „ohne Anschaf-

fungsabsicht“ [17].

Woran erkennt man gute 
 Politikberatung? 

Hinweise zur Qualität der Politikberatung 

ergeben sich z. B. aus dem guten Ruf einer 

Einrichtung und ihrer profilierten Vertre-

ter. So kann etwa eine Medienresonanz-

analyse die positive oder negative Darstel-

lung einer Einrichtung in den Medien 

zeigen. Ein guter Ruf zeigt sich auch dar-

an, wie oft man um Einschätzungen, Vor-

tragsbeiträge etc. gebeten wird – von den 

Medien, von Wissenschaftskollegen und 

von der Politik.

Forschungserfolge sind ein indirektes 

Qualitätskriterium, das messbar ist und 

gemessen werden sollte. Die Arbeitsge-

meinschaft Ressortforschung hat daher 

„Kriterien für die Bewertung der For-

schung in den Forschungseinrichtungen 

des Bundes“ veröffentlicht, die sich weit-

gehend an den üblichen akademischen 

Kriterien orientieren [18]. Qualitätskrite-

rien sind unter anderem Publikationen in 

Fachzeitschriften, wissenschaftliche Vor-

tragstätigkeit, Attraktivität für nationale 

und internationale Kooperationspartner, 

die Zahl von Promotionen, Habilitati-

onen, Lehraufträgen, Höhe und Herkunft 

der Drittmittel (unter Berücksichtigung 

der Restriktionen von Drittmittelgebern 

bei Anträgen aus Ressorteinrichtungen), 

wissenschaftliche Preise und Auszeich-

nungen oder Gutachtertätigkeiten. Die 

schon erwähnten Evaluationen prüfen 

und bestätigen das Erreichte dann auch 

öffentlich.

Renommierte Forscher sind allerdings 

nicht automatisch für die Politikberatung 

geeignet, ein guter Ruf in den Medien be-

deutet umgekehrt nicht gleichzeitig auch 

Akzeptanz in der Wissenschaft. Gute For-

schungsmanager sind nicht automatisch 

gute Wissenschaftler. Forschungserfolg, 

Kommunikationsfähigkeit und Verwal-

tungsexpertise kommen daher für eine 

erfolgreiche Politikberatung idealerweise 

zusammen. Urteilsfähigkeit und Entschei-

dungsfreude, Integrität und Neutralität 

müssen hinzutreten. Die Persönlichkeit 

des Wissenschaftlers ist damit ein ent-

scheidender Faktor in der wissenschaft-

lichen Politikberatung.

Der Einfluss der Beratungstätigkeit auf 

politische Entscheidungen – selten kon-

kret fassbar – ist ein direkter Beleg für 

Beratungsqualität. Ein Beispiel ist die 

letztlich doch erfolgte Bevorratung antivi-

raler Medikamente in dem empfohlenen 

Umfang, der eine Vielzahl von Gesprächen 

zwischen Wissenschaft und unterschied-

lichen politischen Ebenen vorausging 

[19]. 

Ein klassisches Beispiel für höchst er-

folgreiche Politikberatung ist die Entwick-

lung der deutschen AIDS-Politik. Im Jah-

re 1987 kam es zum Krach zwischen der 

damaligen Bundesgesundheitsministerin 

Rita Süssmuth, Franz-Josef Strauß und 

dessen Staatssekretär Peter Gauweiler um 

das Für und Wider einer AIDS-Melde-

pflicht. Gauweiler befeuerte die Ängste 

vor dieser Infektionskrankheit und trat 

für eine „Law-and-Order-Politik“ ein, die 

sich vor allem gegen Homosexuelle und 

Prostituierte richtete. Er behandelte HIV-

Infizierte wie Gegner, die identifiziert und 

separiert werden müssten. Rita Süssmuth 

konnte schnell überzeugt werden, dass 

Gauweilers Pläne wirkungslos und nicht 

durchführbar waren. Mehr noch, sie er-

kannte, dass die CSU-Pläne gefährlich 

seien – und sagte dies auch immer wieder 

öffentlich. Die Vorhaben würden nach au-

ßen den Eindruck des starken Staates ver-
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mitteln, obwohl dieser Staat gar nicht die 

Instrumente für eine repressive Politik 

hatte. Eine solche Politik würde dem Bür-

ger die trügerische Sicherheit vermitteln, 

er könne leben, wie er will, der Staat habe 

und würde ihn vor allen Risiken schützen. 

Für bestimmte Gruppierungen wie die 

Republikaner diente das Thema AIDS da-

mals dem Transport kruder Meinungen 

über Minderheiten. 

Die Situation in Osteuropa, aber auch 

in Afrika, zeigt, welche Folgen es hat, 

wenn die Gesundheitspolitik – vielleicht 

falsch beraten, vielleicht beratungsresis-

tent – die falschen Entscheidungen trifft, 

wenn die Erkrankung tabuisiert wird, die 

Betroffenen ausgegrenzt und bekämpft 

werden. Die Folge war und ist nämlich, 

dass die Infektionsraten dort massiv ge-

stiegen sind. In Deutschland plädierte 

Mitte der 1980er-Jahre in der Gesund-

heitspolitik zunächst nur eine Minderheit 

für eine Ausrichtung der Maßnahmen auf 

Aufklärung, Verhütung, Diagnostik und 

Prävention. Rita Süssmuth hatte die Sou-

veränität und Offenheit, die Gruppe der 

damals wie heute besonders betroffenen 

homosexuellen Männer nicht zu verdam-

men, sondern sie zu informieren. Ihre 

Leitlinie war und ist: „Wir bekämpfen die 

Krankheit, nicht die Infizierten.“ Sie grün-

dete einen Wissenschaftlichen Beirat, dem 

auch ausländische Wissenschaftler ange-

hörten, auch Praktiker wie Streetworker 

oder Priester. Aus der Sicht der Wissen-

schaft war dies Politikberatung im besten 

Sinn: Die Entscheidung lag letztlich bei 

der Politik. Und die Politik handelte da-

mals auch. Rita Süssmuth organisierte 

innerhalb kurzer Zeit erhebliche Finanz-

mittel für die Aufklärungsarbeit, für die 

beiden Jahre 1987 und 1988 jeweils 50 Mil-

lionen Mark.

Das 1987 gestartete „Sofortprogramm 

der Bundesregierung zur Bekämpfung 

von AIDS“ hat bis heute wirksame Grund-

lagen für den Erfolg der deutschen Be-

kämpfungsstrategie gelegt. Deutschland 

hat heute eine der niedrigsten Neuinfek-

tionsraten in Europa. Die Bundeszentrale 

für gesundheitliche Aufklärung geht für 

Deutschland von mindestens 30.000 ver-

miedenen HIV-Infektionen seit Beginn 

der Kampagne aus. Dadurch wird nicht 

nur großes menschliches Leid verhindert. 

Auch mehr als 450 Millionen Euro Thera-

piekosten können jährlich eingespart 

 werden [20]. Dem gegenüber stehen In-

vestitionen von Bund und Ländern in die 

AIDS-Prävention von 20–30 Millionen 

Euro pro Jahr – ein wichtiges Argument 

auch für Finanzpolitiker, nicht am falschen 

Ende zu sparen. Die deutsche Präventi-

onskampagne ist schließlich zum Export-

schlager geworden, trotz der Widerstände 

am Anfang.

Dieses Beispiel zeigt: Bei aller wissen-

schaftlichen Qualität und Argumentati-

onskunst ist es doch letztlich entschei-

dend, dass die zu Beratenden „durchs 

Fernrohr“ zu blicken bereit sind. Dieses 

Bild verwendete Kurt Biedenkopf in 

einem Vortrag, um das Umfeld zu be-

schreiben, in dem Politikberatung statt-

findet [1]. Er hat es dem Brecht’schen Ga-

lileo Galilei entnommen. Galilei habe sich, 

nachdem er nach Florenz gekommen war, 

bei den Medicis beliebt und ihnen deshalb 

ein Geschenk machen wollen, nämlich die 

Jupitermonde, die er unmittelbar zuvor 

entdeckt hatte und die einen Beweis liefer-

ten für die Richtigkeit der Beobachtungen 

von Kepler und Kopernikus und damit für 

die Existenz des heliozentrischen Plane-

tensystems. Der Hof schickte zwei Wis-

senschaftler (!) zu Galilei, um das Ge-

schenk in Augenschein zu nehmen. Beide 

Wissenschaftler lehnten ab, durchs Fern-

rohr zu schauen, und erklärten, erst wolle 

man einen akademischen Diskurs führen 

über die Frage, ob es diese Sterne geben 

könnte. Die Bemühungen Galileis, die Be-

sucher zum Blick durchs Fernrohr zu ver-

anlassen, waren vergeblich. Zum Schluss 

verdächtigten sie Galilei, er habe die Ster-

ne nur auf die Linse gemalt, und ent-

fernten sich. Letztlich bestanden Papst 

und Großinquisitor darauf, dass Galilei 

widerrief, wenn er nicht Leib und Leben 

gefährden wollte. Die Bestätigung des ko-

pernikanischen Systems hätte die Kirche 

vor die Frage gestellt, wie sie ihren Gläu-

bigen begründen soll, dass die Ereignisse, 

die in der Bibel beschrieben sind, nicht in 

der Mitte des Universums, sondern auf 

einem „beliebigen“ Planeten passiert sind 

– ein klassischer Konflikt zwischen wis-

senschaftlicher Erkenntnis und dem poli-

tischen Wunsch nach Machterhaltung.

Kor re spon die ren der Au tor

Prof. Dr. Reinhard Kurth

Robert Koch-Institut
Nordufer 20
13353 Berlin, BRD
E-Mail: KurthR@rki.de
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T. Klie, J. C. Student

Sterben in Würde
Herder-Verlag 2008, 216 S. (ISBN 978-3-451-
29657-4), kartoniert, 14.90 EUR

Durch die derzeit europaweit und auch in 

Deutschland wieder sehr emotional und kon-

trovers geführte öffentliche Debatte über ein 

„Sterben in Würde“ hat die Frage eines selbst 

bestimmten „guten Todes“ erneut an Aktuali-

tät gewonnen. Die verschiedenen Gesetzes-

initiativen zur rechtlichen Regelung von Pati-

entenverfügungen sowie die mediale Auf-

merksamkeit für die Aktivitäten verschie-

dener Initiativen, die auch eine Begleitung 

des Suizids in ähnlicher Form wie in der 

Schweiz als würdige Sterbeoption propagie-

ren, haben dazu beigetragen, dass inzwi-

schen auch eine Reihe von lesenswerten Bü-

chern erschienen sind, die sich aus sehr un-

terschiedlicher Perspektive den schwierigen 

Fragen eines selbst bestimmten Sterbens an-

zunähern versuchen. Der Jurist Thomas Klie 

und der Arzt und Psychotherapeut Christoph 

Student versuchen sich engagiert mit ihrem 

Buch „Sterben in Würde“ in die aktuelle Dis-

kussion einzumischen und Denkanstöße zu 

geben. An verschiedenen Fallbeispielen ver-

deutlichen sie, wie durch die Möglichkeiten 

der Palliativmedizin und eine Sterbebeglei-

tung, die auf die wirklichen Nöte und Wün-

sche der betroffenen Menschen eingeht, die 

Frage nach dem eigenen Tod anders gesehen 

werden kann und auch in schwierigen Ent-

scheidungssituationen Orientierungen und 

gute Lösungen gefunden werden. Klie und 

Student beziehen eine eindeutige Position 

gegen die Tötung auf Verlangen (Modell Nie-

derlande) und den assistierten Suizid (Modell 

Schweiz), die aus ethisch-moralischer Sicht 

gut nachvollziehbar ist, und verdeutlichen 

dabei die große Bedeutung einer „palliativen 

Kultur“. Dabei setzen sie sich auch in differen-

zierter und kritischer Weise mit der Bedeu-

tung von Patientenverfügungen für Entschei-

dungsprobleme in der Sterbebegleitung aus-

einander und behandeln den Stellenwert ei-

ner palliativen oder terminalen Sedierung in 

Grenzsituationen. Ihre Zweifel an der Umsetz-

barkeit von Patientenverfügungen als antezi-

pierende Willenserklärung sind von der Sorge 

geprägt, dass die Bedeutung des aktuellen 

Willens für Behandlungsentscheidungen ein-

geschränkt wird und die Fokussierung auf 

Rechtsfragen in der Sterbebegleitung und in 

der Sterbehilfediskussion den Blick auf die 

Buchbesprechung

gesellschaftlichen und kulturellen Herausfor-

derungen im Umgang mit Sterben und Tod 

verstellt. 

Trotz der eindrucksvollen Fallbeispiele, die 

innerhalb von Abschlussarbeiten im Kontakt-

studiengang Palliative Care an der Elisabeth-

Kübler-Ross-Akademie in Stuttgart erstellt 

wurden, werden die von den Autoren ange-

sprochenen „Auswege aus der Sterbehilfe“ im 

letzten Kapitel mit einem Fragezeichen verse-

hen. So lässt ihr Plädoyer für ein humanes 

Miteinander und eine palliative Kultur ein 

wenig Klarheit darüber vermissen, wie der 

Umgang mit den Dilemmata, die die Kon-

frontation mit schwierigen ethischen Proble-

men in Grenzsituationen des Krankseins bzw. 

am Lebensende hervorruft und welche Medi-

zin und Gesellschaft immer wieder beschäfti-

gen, auch durch das Recht verbessert werden 

kann, ohne dass damit die Verantwortung für 

Entscheidungen über Sterben und Tod einsei-

tig delegiert wird. 

Durch die Erklärungen verschiedener in 

der aktuellen Sterbehilfedebatte verwende-

ter Begriffe im Glossar wird das Buch „Sterben 

in Würde“ auch für Nicht-Spezialisten gut les-

bar und verständlich. Gerade weil die hier 

formulierten Denkanstöße und Antworten 

durch das Bekenntnis zum besonderen Ethos 

der Palliativ- und Hospizbewegung geprägt 

sind, stellt das Buch von Klie und Student ei-

nen wichtigen und anregenden Beitrag für 

die fortdauernde Diskussion zur Sterbehilfe 

dar. 

H. Christof Müller-Busch (Berlin)
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